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MOTION
DATUM: 15.06.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Allgemeine Chronik

Landesverteidigung

Zivildienst und Dienstverweigerung

Die sicherheitspolitische Kommission des Nationalrates hatte Anfang 2017 eine Motion
eingereicht, um die Attraktivitat des Zivildienstes gegenlber der Armeedienstleistung
zu verringern. Mit dem Vorstoss sollte das Zivildienstgesetz angepasst werden, um die
Anrechenbarkeit von Militardiensttagen an den Zivildienst einzuschranken. Die
Massnahme zielte auf Dienstleistende, die eine Rekrutenschule begonnen haben, zu
einem spateren Zeitpunkt jedoch noch in den Zivildienst wechseln wollen. Mit der
Anderung soll nur noch die Halfte der bereits geleisteten Diensttage angerechnet
werden koénnen. Die Ubrigen verbleibenden Tage wirden danach mit dem Faktor 1,5
multipliziert, was die ,neue” Anzahl zu leistender Tage ergédbe. Damit wirde sich die
Berechnung der Gesamtanzahl an zu leistenden Diensttagen verandern. Die Motion trug
die Handschrift der burgerlichen Mehrheit in der SiK, entsprechend stellte sich eine
linke Minderheit Fridez (sp, JU) gegen die Motion.

Der Bundesrat hielt den Vorschlag flir eine effektive Lésung, um die Wechsel von der
Armee zum Zivildienst zu moderieren, dennoch wurde die Motion zur Ablehnung
empfohlen. Nicht nur weil die Departemente (WBF und VBS) bereits daran seien,
Mutationen im Dienstpflichtsystem zu beobachten und geeignete Instrumente zu
prufen, sondern auch, weil die Regierung den vorgeschlagenen Weg als
unverhaltnisméassig erachtete: es kédme einer eigentlichen Sanktion gleich. Ferner
bezweifelte der Bundesrat die Einhaltung des Rechtsgleichheitsgebots. Das Ziel, die
Tauglichkeitsquote der Stellungspflichtigen zwischen 64% und 67% einzupendeln, blieb
jedoch flir den Bundesrat glltig, weswegen andere Massnahmen, als die in der Motion
vorgeschlagenen, gepruft werden sollten, um diese Vorgabe einhalten zu kénnen.

In der Sommersession befasste sich der Nationalrat mit dem Vorstoss und SiK-Sprecher
Clottu (svp, NE) dusserte die Absicht der Motion unverblimt: Es ginge darum, den
Wechsel in den Zivildienst fur Armeeangehorige unattraktiver zu gestalten. Er
beanstandete ferner die mannigfaltigen Grinde, die von den Wechselnden angegeben
wirden und sah darin durchaus auch Bequemlichkeit und andere Motive, die nichts mit
Gewissenskonflikten zu tun héatten. Die Zahl der Armeeangehérigen, die in den
Zivildienst wechselten sei zunehmend, was die Armeebestande gefahrde. Clottu sah
darin auch einen Konflikt mit dem Willen des Gesetzgebers, der die Dienstpflicht
eingefuhrt hatte, um Sicherheit zu schaffen. Auf dieses Votum hin gab es ein
Wortgefecht zwischen Clottu und Mitgliedern der Kommissionsminderheit, die gegen
die Motion waren. Gerade die physische und psychische Intensitat des Zivildienstes und
der Wert flr die Gesellschaft wurden dabei angesprochen. Es ging im gleichen Stil
weiter, auch nachdem der zweite Kommissionssprechers Mduller (fdp, SG) versuchte
hatte, sich in seinem Votum auf Zahlen und Fakten zu beschranken. Gemass Ansicht des
Kommissionssprechers handelte es sich bei den vorgeschlagenen Massnahmen der
Motion - der Verlangerung der Dienstpflicht bei einem Wechsel - um ein Korrektiv und
nicht um eine Strafe. Seine Argumentation umfasste auch einen 6konomischen Aspekt,
nédmlich dass der Staat in die Ausbildung der Rekruten investiere. Folglich bedeute
jeder Wechsel eines vormaligen Armeeangehorigen eine Fehlinvestition, die es zu
beheben gelte. Nach diesem Votum gab es eine regelrechte Fragenkaskade an Muller,
der sich jedoch nicht ins Bockshorn jagen liess. Motionsgegner, vorwiegend aus der
linken Ratsecke, deuteten in ihren Fragen an, dass seitens der Kommissionsmehrheit
versucht werde, den Zivildienst schlechtzureden. Diese Unterstellung stritt der St.
Galler jedoch vehement ab und er berief sich auch auf den Standpunkt, dass sowohl die
SiK-Mehrheit als auch die Regierung Handlungsbedarf sdhen.

Bundesrat Schneider-Ammann (zur Erinnerung: die Zustandigkeit Gber den Zivildienst
obliegt immer noch dem WBF) schloss die Debatte mit seinem Votum. Es gelang ihm
aber nicht, dem Plenum die ablehnende Haltung der Regierung Uberzeugend zu
schildern, denn die grosse Kammer stimmte der Motion schliesslich zu. Mit 110 zu 66
Stimmen und 6 Enthaltungen ging das Geschéaft an den Stéanderat. '

1) AB NR, 2017, S. 137 ff.; BZ, CdT, LT, 16.6.17; NZZ, 17.6.17
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